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Schon beim ersten rauen Windstoss brö-
ckelt die Front. Die breite Unterstützung 
für den Schutzwall der Nationalbank 
gegen einen allzu starken Franken wird 
schmaler. Jetzt fordern Kommentato­
ren aus Politik und Wirtschaft, die SNB 
müsse den Mindestkurs von 1.20 Fr./€ 
aufgeben. Das hätte für die meisten Ex­
porteure schlimme Folgen, denn der 
Franken würde sich sofort markant auf­
werten. Zwar meistert die Schweizer 
Wirtschaft insgesamt die schwierige 
Lage erstaunlich gut, doch weite Teile 
der Industrie und auch das Gastgewerbe 
durchlaufen eine Rezession (vgl. letzte 
Ausgabe, Seite 27). Eine schockartige 
Aufwertung wäre desaströs.

Die Nationalbank kritisch zu beäugen ist 
notwendig, denn auch in der Schweiz 
sind die Notenbanker seit Ausbruch 
der Finanzkrise von stillen Technokra­
ten zu zentralen Akteuren mutiert. Kri­
tiker bemängeln, die Einführung des 
Mindestkurses sei zwar vertretbar ge­
wesen, weil damals ein stärker werden­
der Euro antizipiert wurde, doch jetzt 
werde er immer schwächer, deshalb 
müsse die SNB die Kursgrenze – allen­
falls schrittweise – aufgeben.

Ein Mindestkurs nur für schönes 
Wetter? Dann lässt man es lieber gleich 
bleiben. Natürlich hat auch die SNB 
stets argumentiert, der Franken sei 
überbewertet und werde sich mit der 
Zeit abschwächen. Die Kaufkraftparität 
liegt gegenwärtig je nach Berechnung 
etwa bei 1.33 Fr./€. Diese fundamentale 
Betrachtung spielt jedoch keine Rolle, 
solange der Franken als sicherer Hafen 
übermässig gefragt ist. Und dass die 
Schuldenkrise in Europa nicht in weni­
gen Monaten behoben sein würde, war 
schon im vergangenen September klar, 
als der Mindestkurs installiert wurde. 
Alles andere wäre naiv gewesen.

Bislang hatte die Nationalbank 
leichten Rückenwind. Jetzt zieht ein 
Sturm auf, und das Risiko steigt mar­
kant. Die SNB muss durchhalten, selbst 
wenn sie weniger Unterstützung erhält.

Anzeige

Myanmar ist Asiens  
Eldorado für heisses Geld
Ernst HErb Das lange isolierte Land öffnet sich und erlebt einen Boom. Die Reformbereit-
schaft des Militärs wie auch der Opposition unter Aung San Suu Kyi ist jedoch fraglich.

Myanmar löst sich rasant aus der interna-
tionalen Isolation. Das weckt grosse Hoff-
nungen. Klar ist: Der Weg des vierzig 
Jahre lang von einer Militärjunta regier­
ten Entwicklungslandes zu einem moder­
nen Industriestaat wird lang und müh­
sam sein. Nichts versinnbildlicht die 
grossen Chancen und Risiken besser als 
die Person der charismatischen Opposi­
tionsführerin Aung San Suu Kyi, die mit 
ihrer Reise nach Thailand jüngst zum 
ersten Mal in über zwanzig Jahren ihr 
Heimatland verlassen konnte. In ihrer 
Rede am asiatischen World Economic 
Forum (Wef) kritisierte sie zwar die 
herrschenden Militärs, skizzierte jedoch 
gleichzeitig die Umrisse eines zukunfts­
trächtigen asiatischen Schwellenlandes. 

Myanmar ist bereits jetzt das neue El­
dorado risikofreudiger ausländischer In­
vestoren. In der Wirtschaftsmetropole 
Rangun tummeln sich asiatische, euro­
päische und amerikanische Geschäfts­
leute, die nur wenige Monate nach der 
teilweisen Lockerung der gegen Myan­
mar verhängten Wirtschaftssanktionen 
nach attraktiven Projekten Ausschau 
halten und dafür oft bereit sind, harte 
Devisen zu bezahlen. Das vorbei an den 
formal weiterhin hohen Hürden ins 
Land fliessende ausländische Kapital ist 
wesentlich dafür verantwortlich, dass 
der Immobilienmarkt überhitzt ist.

Es scheint fast unumgänglich, dass 
der jetzige Boom vorerst in einem Crash 

enden wird. Diese Erfahrung machten 
in den vergangenen dreissig Jahren in 
einer frühen Phase der wirtschaftlichen 
Öffnung auch China, Thailand oder 
 Vietnam. Im Fall Myanmars ist dieser 
Krisenzyklus umso wahrscheinlicher, 
als das Land nach Jahrzehnten der 
 Abschottung ausser der schier allmäch­
tigen Armee keine effizienten Verwal­
tungsstrukturen hat. Doch bis heute ist 
unklar, wie ernst die Generäle es mit 
der versprochenen wirtschaftlichen Öff­
nung meinen und welche langfristigen 
wirtschaftspolitischen Pläne die Opposi­
tion unter Suu Kyi hat. 

Die Militärs dürften kein allzu grosses 
 Interesse daran haben, einen demokrati-
schen Rechtsstaat als Grundlage einer 
freien Marktwirtschaft zu schaffen: Sie 
dominieren die Wirtschaft gerade des­
halb, weil es an Transparenz mangelt 
und sie für neue Wettbewerber relativ 
geschlossen bleibt. Suu Kyi wiederum 
scheint voll vom innenpolitischen 
Kampf absorbiert zu sein. Die Tochter 
des Staatsgründers rief bis vor kurzem 
die westlichen Staaten immer wieder 
auf, an den gegen Myanmar verhängten 
Sanktionen festzuhalten. Das bitterarme 
Land kann sein volles Potenzial nur 
dann erreichen, wenn tiefgreifende Re­
formen eingeleitet werden. Ob die Mili­
tärjunta wie auch Suu Kyi letztlich den 
Willen und die Kraft dazu aufbringen?
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Bankgeheimnis schützt Schweizer
Der wahre Wert des Bankgeheimnisses ist nicht der Schutz von Ausländern: Es verhindert im Inland Überbesteuerung, zu viele 
 Ausnahmen im Steuerrecht, ist besser als Informationsaustausch und sorgt für ein gutes Verhältnis Bürger-Staat. rEinEr EicHEnbErgEr

Das Bankgeheimnis für Ausländer ist akut gefähr­
det. Banker gehen davon aus, dass längerfristig 
 innerhalb der OECD der automatische Informa­

tionsaustausch kommt. Doch damit ist die Diskussion 
über das Bankgeheimnis nicht vorbei, sondern kommt 
erst in die heisse Phase. Denn der wahre Wert des Bank­
geheimnisses ist nicht der Schutz von Ausländern, son­
dern von Inländern und der Schweiz.

Viele meinen, das Bankgeheimnis für Ausländer sei 
volkswirtschaftlich wichtig. Das ist es nicht. Angenom­
men, in der Schweiz seien sehr hoch geschätzte 1000 Mrd. 
Fr. ausländisches Schwarzgeld, und die Banken erzielten 
darauf eine hohe Bruttorendite von durchschnittlich 1%. 
Dann verdienen sie am Schwarzgeld 10 Mrd. Fr. brutto. 
Nach Abzug der Kosten verbleiben 2 bis 4 Mrd. Fr. Netto­
wertschöpfung, die wir sonst nicht hätten. Das ist zwar für 
einzelne kleine Banken existenziell und auch sonst viel 
Geld, doch angesichts des Bruttoinlandprodukts von 
rund 570 Mrd. Fr. aus volkswirtschaftlicher Perspektive 
wenig bedeutend. Die Schweiz ist also nicht reich dank 
ausländischem Schwarzgeld, sondern trotz all der damit 
zusammenhängenden Probleme.

Das heisst aber nicht, dass wir das Bankgeheimnis nun 
aufgeben sollten, denn es hat viel wichtigere Funktionen, 
als den Schweizer Banken Einnahmen zu verschaffen. 
Zum einen schützt es Ausländer vor ungebührlichen Zu­
griffen ihrer Regierungen auf ihr Vermögen. Wer (wie ich) 
glaubt, dass es viele anständige Flüchtlinge mit vielen 
 guten Fluchtgründen gibt, sollte eigentlich auch glauben, 
dass es viel anständiges Fluchtkapital mit vielen guten 
Fluchtgründen gibt.

Bollwerk in einer nicht perfekten Welt
Zum anderen – und das ist der entscheidende Punkt – 
schützt es die Schweizer vor sich selbst. Wenn wir in einer 
perfekten Welt mit einer wohlwollenden und unfehlbaren 
Regierung lebten, bräuchte es kein Bankgeheimnis. Denn 
es gäbe kaum Grund, etwas vor ihr zu verbergen. Tatsäch­
lich aber ist nicht einmal die Schweiz eine solche heile 
Welt. Vier Aspekte sind besonders wichtig.

Erstens neigen auch die besten Demokratien zur Über­
besteuerung der Gutverdienenden und Vermögenden. 
Formulieren wir es theoretisch, damit sich niemand prak­
tisch beleidigt fühlt. Angenommen, die Wähler verfolgen in 
demokratischen Entscheidungen ihren eigenen Nutzen. 
Dann will die grosse Mehrheit der «Armen» die «Reichen» 
möglichst hoch besteuern. Dabei stehen die Armen aber 
vor einem Dilemma: Je höher sie die Reichen besteuern, 
desto mehr zahlen diese zwar kurzfristig; längerfristig wei­
chen sie aber den Steuern aus – sei es durch Leistungsre­
duktion, Wegzug, Einkommensverlegung und legale sowie 
illegale Steueroptimierung –, sodass die Steuereinnahmen 
sinken. Da eigennützige Wähler stärker an den kurzfristi­
gen als an den langfristigen Steuererträgen interessiert 
sind, die später lebenden Wählern nützen, besteht die Ge­

fahr der Überbesteuerung. Kurz: Die Milchkühe drohen 
wegen kurzfristiger Gewinne geschlachtet zu werden. 

Das Bankgeheimnis – natürlich immer in Verbindung 
mit einer vernünftigen und umfassenden Verrechnungs­
steuer – verhindert solche Überbesteuerung, indem es 
 allen von Überbesteuerung Bedrohten eine günstige 
Fluchtmöglichkeit im Inland gibt. Das ist volkswirtschaft­
lich viel besser, als wenn sie eine der vielen anderen Aus­
weichmöglichkeiten nutzen und etwa ins Ausland ab­
wandern oder weniger leisten. Aber Vorsicht! Das Gesagte 
heisst nicht, dass heute wegen des Bankgeheimnisses viel 
Schweizer Schwarzgeld existiert. Vielmehr heisst es das 
Gegenteil: Ohne das Bankgeheimnis hätten wir höhere 
und leistungshemmendere Steuern, und es gäbe mehr 
Schweizer Schwarzgeld, doch das läge im Ausland.

Zweitens fördert das Bankgeheimnis eine gute Beziehung 
zwischen den Bürgern und dem Staat. Ohne Bankge­
heimnis können Regierung und Verwaltung die Bürger 
stark überwachen und hohe Steuern auch dann durch­
setzen, wenn sie den Bürgern keinen fairen Gegenwert 
bieten. Wenn aber die Bürger dank Bankgeheimnis eine 
sichere Zufluchtsstätte haben, ist die Regierung auf die 
Kooperationsbereitschaft und die Steuermoral der Bürger 
angewiesen. Beides kann sie erhöhen, indem sie die Bür­
ger anständig behandelt und gute Leistungen erbringt. 
Aber Vorsicht! Das Gesagte heisst nicht, dass unsere Re­
gierungen die Bürger drangsalieren. Vielmehr heisst es, 
dass sich unsere Behörden gegenüber den Bürgern viel 
anständiger verhalten als in den meisten Ländern, unter 
anderem dank dem Bankgeheimnis. 

Drittens ist das Bankgeheimnis besser als seine Alter­
nativen. Automatischer Informationsaustausch führt 
nicht dazu, dass die Regierungen alles durchsetzen kön­
nen, was vernünftig wäre. Natürlich ist Schwarzgeld ein 
grosses Problem. Doch wenn das Bankgeheimnis gelüftet 
wird, gibt es deshalb nicht weniger Probleme damit. Wohl 
würden manche Schwarzgeldeigner ihr Vermögen offizia­
lisieren. Andere versuchen aber, ihr Vermögen mit ande­
ren, aufwendigeren Mitteln der Besteuerung zu entzie­
hen. Sie verlegen ihr Vermögen an Orte ohne automati­
schen Informationsaustausch oder legen es so an, dass 
der Staat keinen Zugriff darauf nehmen kann. Am ein­
fachsten ist, es als Bargeld im Banksafe zu halten. Selbst­
verständlich haben darauf die Staaten bereits reagiert. Sie 
verfolgen die Übeltäter international und kontrollieren 

zunehmen Safes und den Bargeldverkehr. Deshalb haben 
sich manche Schwarzgeldeigner Neues einfallen lassen, 
z. B. das Geld in teure Kunst angelegt. Deshalb wird nun 
auch der Kunsthandel immer stärker reguliert. Der Tag 
dürfte nicht fern sein, an dem auch die Träger besonders 
teurer Uhren unter Generalverdacht geraten. 

Mehr Vorschriften – mehr Gefahren
So entsteht ein Wettlauf zwischen Besteuerten und Staat. 
Dieser Wettlauf verursacht nicht nur hohe volkswirt­
schaftliche Kosten, sondern unser Verhalten wird durch 
immer mehr Vorschriften eingeschränkt, und immer wei­
tere Kreise der Bevölkerung drohen kriminalisiert zu wer­
den. Da der Umgang mit all den Kontrollen und Vorschrif­
ten denjenigen leichter fällt, die gute Beziehungen zu den 
Kontrollinstanzen haben, droht auch eine neue Form der 
organisierten Kriminalität und Korruption. Besonders 
stossend ist schliesslich, dass es dem Staat nur gelingen 
wird, kleine und mittlere Vermögen in den (Würge­)Griff 
zu bekommen. Für die wirklich grossen Vermögen wird es 
genügend legale und illegale Ausweichmöglichkeiten ge­
ben, denn für ihre Besitzer lohnt sich auch sehr grosser 
Aufwand zur Umgehung der Besteuerung.

Viertens könnte man argumentieren, das Bankge­
heimnis sei schlecht, weil es die ordentliche Erhebung 
von demokratisch beschlossenen Steuern verhindere. 
Tatsächlich aber sähen die Steuern anders aus, wenn es 
kein Bankgeheimnis gäbe. Sie wären nicht nur wie schon 
angesprochen höher, sondern die Steuergesetzgebung 
wäre auch löchriger und würde mehr Ausnahmen zulas­
sen. Denn diejenigen, die von den Steuererhöhungen und 
dem weniger leistungsorientierten Verhalten des Staates 
besonders stark betroffen wären, würden versuchen, Aus­
nahmen zu erhalten. 

Das ist genau das, was wir weltweit sehen. In den Staa­
ten mit besonders intensiver Überwachung der Steuer­
zahler gibt es besonders viele Ausnahmen und Abzugs­
möglichkeiten für Gutverdienende und Vermögende, und 
in vielen Ländern werden die Vermögenden faktisch we­
niger hoch besteuert als in der Schweiz mit ihrem Bank­
geheimnis. So kennen fast alle europäischen Länder mit 
vollem Informationsaustausch keine oder nur wesentlich 
niedrigere Vermögenssteuern als die Schweiz, und in fast 
allen werden heute die Kapitalerträge wesentlich niedri­
ger besteuert als Arbeitseinkommen. So haben uns die 
Verhandlungen über die Abgeltungssteuer fast täglich 
 gezeigt, dass grosse Kapitalerträge in Deutschland und 
Österreich nur mit einem speziellen Abgeltungssatz von 
25% besteuert werden, wohingegen sie in der Schweiz mit 
dem ganz normalen Einkommenssteuersatz von in den 
meisten Kantonen um die 40% belastet werden – trotz 
oder eben auch dank dem Bankgeheimnis.

Reiner Eichenberger ist Professor für Theorie der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik an der Universität Freiburg i. Üe.
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